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Sapperlot 
Jede(r) hat ihn wohl – den Baum 
seiner Kindheit. Jener Baum, auf 
dem die ersten Kletterkünste versucht 
wurden, wo Baumhütten gebaut und 
Schaukeln befestigt wurden. Bei uns 
war es der alte Birnbaum vor dem 
Haus meiner Grosseltern. Schon 
unsere Eltern bauten und kletterten 
auf dem Baum – wir Jungen standen 
ihnen in nichts nach, denn wir wuch-
sen alle am selben Ort auf. Wir ver-
brachten Stunden auf dem gegabelten 
Birnbaum, der einfach auch zum Haus 
gehört. Oder besser gesagt: gehörte. 
Denn seit dieser Woche ist er Ge-
schichte. Seine Altersschwäche mach-
te ihn zu einem Sicherheitsrisiko und 
er musste gefällt werden. Übrig 
beleibt nur noch ein Holzstumpf, 
zersägte Äste und etliche Nägel, die 
für die Sprossen eingeschlagen wur-
den. Jetzt erst wird einem bewusst, 
wie viel Emotionen und Kindheits -
erinnerungen an ihm hängen. Als 
Erinnerungsstücke werden nun 
Sackmesser aus dem Holz geschnitzt. 
R.I.P. Birnbaum. Manuela Schädler

Morgen beginnt die umstrittene Fussball-WM in Katar

Das «Vaterland» hat verschiedene Persönlichkeiten aus Liechtenstein zu ihrer 
Meinung befragt, ob sie die Fussballspiele verfolgen und wenn ja, wen sie als  
Favoriten sehen. Die Antworten fallen sehr unterschiedlich aus. Einigen hat die 
Vorgeschichte durchaus die Lust an der Fussball-WM verdorben. 22, 23 Bild: Keystone

Klimakonferenz geht in 
die Verlängerung 
Zielsetzung wird wohl nicht erreicht. Landtag berät Klimastrategie im Dezember. 

Patrik Schädler 
 
Im ägyptischen Badeort Sharm el-
Sheik geht die UNO-Klimakonferenz 
in die Verlängerung. Die Konferenz 
mit etwa 34 000 Teilnehmenden 
sollte gestern Nachmittag enden. 
Doch verschiedene Streitpunkte konn-
ten nicht ausgeräumt werden. Der offi-
zielle Entwurf der Abschlusserklärung   
ist für viele Beobachter enttäuschend. 
Im zehnseitigen Papier wird zwar ein 
schrittweiser Kohleausstieg gefordert. 
Die Forderung etlicher Staaten und 
Klimaaktivisten, auch den Abschied 
von Öl und Gas festzuschreiben, 
wurde nicht aufgegriffen.  

Offen ist auch noch, ob es unter 
dem Dach der UNO einen Fonds 
geben wird, der ärmere Länder für 
 unabwendbare Klimaschäden ent-
schädigt. Auch Liechtenstein nahm an 

der Konferenz teil. Es verwies in seiner 
Rede darauf, dass Liechtenstein bis 
2050 klimaneutral sein wolle. «Das in 
Paris beschlossene Ziel, die globale 
Temperaturerhöhung gegenüber der 
vorindustriellen Zeit auf 1,5 Grad zu 
beschränken, muss erreicht werden», 
erklärte Stefan Hassler, Leiter des 
Amts für Umwelt, in seiner Rede. Hier 
ist der Leiter der Schweizer 
Delegation, Franz Perrez, pessimis-
tisch. Gegenüber der NZZ erklärte er, 
dass ohne mehr Engagement von 
 Ländern wie China, Brasilien, Saudi-
Arabien und Indonesien dieses Ziel 
nicht erreicht werden kann. 

Unterschiedliche Meinungen 
zum Auslandsanteil 
Das Klima wird in zwei Wochen auch 
Thema im Liechtensteiner Landtag 
sein. Die Regierung legt dem Parlament 

die liechtensteinische Klimastrategie 
2050 zur Genehmigung vor. Bis 2030 
sollen die Treibhausgasemissionen um 
50 Prozent gegenüber dem Referenz-
jahr 1990 reduziert werden, wobei  
40 Prozent im Inland und 10 Prozent 
im Ausland reduziert werden sollen. Bis 
2050 muss Liechtenstein seine Treib-
hausgasemissionen auf Netto-Null 
 senken, so die Regierung. 

Sollte global nichts geschehen, wird 
der Beitrag Liechtensteins sogar weni-
ger sein als der berühmte Tropfen auf 
den heissen Stein. Zudem wird von der 
Stiftung Zukunft.li auch die Definition 
eines maximalen Auslandsanteils von 
10 Prozent am gesamten Reduktions-
ziel kritisch gesehen. Damit nehme sich 
Liechtenstein die Möglichkeit, jeden 
 investierten Franken dort einzusetzen, 
wo er am meisten für den Schutz des 
Klimas beitrage. 

Raketentest keine  
Gefahr für die USA 

Der jüngste Raketentest Nordkoreas 
hat nach Angaben der Regierung von 
US-Präsident Joe Biden keine direkte 
Gefahr für die Vereinigten Staaten dar-
gestellt. «So besorgniserregend dieser 
Start auch war – wir haben ihn nicht als 
Bedrohung für das Heimatland einge-
stuft», sagte der Kommunikationsdi-
rektor des Nationalen Sicherheitsrates, 
John Kirby, gestern.  

Die USA seien aber weiter «zutiefst 
besorgt» über das ballistische Rake-
tenprogramm Nordkoreas und die Be-
drohung, die es für Verbündete und 
Partner in der Region darstelle. Mit 
 jedem Raketenstart lerne Nordkorea 
dazu – und das sei besorgniserregend. 
«Selbst wenn ein Start misslingt oder 
nur teilweise erfolgreich ist, lernen sie. 
Ihr Programm wächst dann trotzdem 
weiter und wird besser», betonte 
Kirby. Kirby sagte, trotz der Provo -
kationen Pjöngjangs seien die USA 
weiter bereit zu Verhandlungen ohne 
Vorbedingungen, um eine Denukleari-
sierung der koreanischen Halbinsel zu 
erreichen. (dpa)

Vor Strafverfolgung  
geschützt 
Der saudische Kronprinz Mohammed 
bin Salman muss in den USA vorerst 
keine Strafverfolgung wegen einer 
möglichen Beteiligung an der Er -
mordung des Journalisten Jamal Kha-
shoggi fürchten. Die US-Regierung 
kam zu dem Schluss, Bin Salman 
könne in den USA im Zusammenhang 
mit der Tat nicht belangt werden, 
 solange er Ministerpräsident seines 
 Landes sei. Als Regierungschef Saudi-
 Arabiens besitze er Immunität vor US-
Strafverfolgung, hiess es in einem ge-
richtlichen Schriftstück des Justizmi-
nisteriums, das am Donnerstagabend 
(Ortszeit) veröffentlicht wurde. Hin-
tergrund ist ein Rechtsstreit, den Kha-
shoggis Verlobte Hatice Cengiz in den 
USA angestrengt hatte. Sie reagierte 
empört auf die Entscheidung. 

Nach dem Mord an dem saudi-
schen Regierungskritiker und Journa-
listen Khashoggi vor vier Jahren hatte 
seine Verlobte in den USA Klage gegen 
den saudischen Kronprinzen und an-
dere eingereicht, denen sie eine Betei-
ligung an der Tötung des Reporters 
vorwirft. Khashoggi hatte unter ande-
rem als Kolumnist für die renommierte 
US-Zeitung «Washington Post» gear-
beitet. In dem Rechtsstreit argumen-
tierten die Anwälte von Mohammed 
bin Salman Anfang Oktober schliess-
lich, die Ernennung zum Minister -
präsidenten Ende September sichere 
dem Kronprinzen Immunität zu. Das 
Gericht solle die Klage daher 
abweisen. (sda)

Stromversorgung  
gefährdet 
Frankreichs Stromnetzbetreiber RTE 
sieht eine gesteigerte Gefahr von Ver-
sorgungsengpässen im bevorstehen-
den Winter, weil sich die Wartung 
 etlicher Atomkraftwerke in die Länge 
zieht. Die Menge an verfügbarem 
Atomstrom werde ab Mitte Dezember 
bis Mitte Februar deutlich unter der 
Prognose liegen und zu einem erhöh-
ten Risiko von Engpässen führen, 
teilte der Netzbetreiber gestern in 
Paris mit. Einerseits hatten Streiks von 
Kraftwerkpersonal zu Verzögerungen 
geführt. Ausserdem hatte der Energie-
konzern EDF Anfang November mit-
geteilt, dass vier Kraftwerke zur Kon-
trolle und Reparatur von Korrosions-
problemen länger vom Netz bleiben als 
vorgesehen. 

Zwar wird über den Winter mit ei-
nem um fünf bis sieben Prozent gerin-
geren Stromverbrauch gerechnet, vor 
allem wegen geringerer Nachfrage der 
Industrie. Im Kern des Winters könne 
der Rückgang des Verbrauchs die nach 
unten korrigierte Atomstromprodukti-
on aber nicht mehr kompensieren, er-
klärte RTE nach seiner aktualisierten 
Analyse. Insbesondere im Januar gebe 
es ein erhöhtes Risiko von Engpässen, 
selbst bei einer nur moderaten Kälte-
welle. (dpa)


